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Der Bundesminister des Innern 

III 3 - 33 455 - 3350/59 


Bonn, den 24. Februar 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Förderung des Baues von Studentenwohnheimen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache 801 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD — Drucksache 801 — 
beantworte ich im Benehmen mit den zuständigen Bundes- 
ressorts folgendermaßen: 

1. Die Bundesregierung hat die Vorschläge des „Düsseldorfer 
Wohnheimplanes" bereits geprüft und wird dafür eintreten, 
daß im Bundeshaushalt 1959 Mittel in angemessenem Um- 
fange bereitgestellt werden. Der Herr Bundeskanzler hat 
am 13. Januar 1959 dem Herrn Präsidenten der West- 
deutschen Rektorenkonferenz mitgeteilt daß sidi nach seiner 
Auffassung die Unterbringung der Studenten — sowohl als 
bildungspolitisches wie als soziales Problem — von großer 
Dringlichkeit sei und daß die Bundesregierung für das 
Rechnungsjahr 1959 Mittel im Betrage von mindestens 
8 Mio DM (4 r 5 Mio im Bundesjugendplan und 3,5 Mio DM 
im Sonderfonds des Bundesministeriums für Wohnungsbau) 
vorgesehen habe. Er hat darauf hingewiesen, daß die 
Durchführung des „Düsseldorfer Wohnheimplanes" ent- 
scheidend davon abhänge, ob die Heimträger und die Länder, 
die nach diesem Plan gleichhohe Anteile aufbringen sollten, 
hierzu in der Lage sein würden. 

2. Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß mit den Mitteln 
aus dem Sonderfonds im Bundesministerium für Wohnungs- 
bau (Einzelplan 25 Kapitel A 2503 Titel 530a) auch Wohn- 
heime für Studenten gefördert werden sollen, und zwar 
bis zum Betrage von 3,5 Mio DM im Rechnungsjahr 1959. 
über den Sonderfonds hinaus stehen dem Bundesministerium 
für Wohnungsbau keine Mittel zur Verfügung, aus denen 
der Bau von Studentenwohnheimen gefördert werden könnte. 

über die Rückflüsse des Rechnungsjahres 1959 soll gemäß 
Verwendungsplan auf Seite 39 der Anlage zur Bundestags- 
drucksache 650 (Einzelplan 25) bei b) und c) Kapitel 2503 
Titel 533 verfügt werden. 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren den Bau 
von Studentenwohnheimen in folgender Weise unterstützt: 

a) Das Bundesministerium des Innern hat folgende Zuschüsse 
aus dem Bundesjugendplan zur Verfügung gestellt: 


Jahr 

Ansatz 

DM 

Mitfinanzierte 

Plätze 

1952 

850 000 

1722 

1953 

1 000 000 

1041 

1954 

1 770 000 

1268 

1955 

1 400 000 

1600 

1956 

1 600 000 

1480 

1957 

2 500 000 

2330 


b) Das Bundesministerium für Familien- und Jugendfragen 
hat 1958 3,5 Mio DM aus dem Bundesjugendplan für die 
Mitfinanzierung von 1830 Plätzen zur Verfügung gestellt; 
die Mittel werden vom Bundesministerium des Innern 
bewirtschaftet. Für 1959 ist ein Ansatz von 4,5 Mio DM 
vorgesehen. 

c) Aus dem Sonderfonds des Bundesministeriums für Woh- 
nungsbau wurden von 1952 bis 1958 zur Förderung des 
Baues von Studentenwohnheimen insgesamt 1 722 500 DM 
als zinsverbilligte Darlehen bereitgestellt, die der Mit- 
finanzierung von insgesamt 1580 Wohnplätzen gedient 
haben. 

d) ERP-Mittel 

Aus Mitteln des ERP-Sondervermögens wurden im Rech- 
nungsjahr 1953 7 Mio DM zur Finanzierung von Jugend- 
wohnheimen (Lehrlings- und Studentenwohnheime) zur 
Verfügung gestellt. 

Im Rahmen dieses Kreditprogamms wurden Finanzierungs- 
hilfen in Höhe von 1 868 000 DM zur Förderung von 
20 Studentenwohnheimen zur Verfügung gestellt. Aus 
Rückflüssen des FOA- Sonderwohnungsbauprogramms 
stehen in den Rechnungsjahren 1957 bis 1960 im Bundes- 
gebiet 2,5 Mio DM und in Westberlin 3 Mio DM zur Ver- 
fügung. Aus diesen Mitteln können Kredite für die Er- 
richtung von Plätzen in Studentenwohnheimen gewährt 
werden, wenn diese Plätze Studenten zur Verfügung 
stehen, die Zuwanderer aus der SBZ oder Aussiedler sind. 

e) Unter Federführung des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft hat der Bund eine Bürgschaft in Höhe von 1 54 000 DM 
auf Grund des Gesetzes über die Übernahme von Sicher- 
heitsleistungen und Gewährleistungen zur Förderung der 
deutschen Wirtschaft vom 21. Juli 1951 zur Endfinan- 
zierung eines Studentenwohnheimes des Studentenwerks 
Nürnberg übernommen. 


Dr. Schröder 
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